
Hat Liechtenstein noch gutes 
und sauberes Trinkwasser? 
Eine Frage, die nicht mehr bejaht werden kann. Die Freie Liste will 
Untersuchungen und allenfalls Massnahmen für eine Trendumkehr.  

Pflanzenschutzmittel oder etwa 
Rückstände von Medikamenten 
und anderen Chemikalien ge-
fährden die Qualität des Liech-
tensteiner Trinkwassers, sind 
sich die Postulanten der Freien 
Liste einig. Der genaue Zustand 
der hiesigen Gewässer könne 
allerdings nicht beurteilt wer-
den. Es gebe zu wenige verläss-
liche Daten und es würden nicht 
zuletzt auch zu wenige erhoben 
werden. «Wir untersuchen bei-
spielsweise nicht systematisch, 
welche Pflanzenschutzmittel in 
unsere Gewässer gelangen, ge-
schweige denn in welchem Aus-
mass», verdeutlichte die stell-
vertretende FL-Abgeordnete 
Sandra Fausch anlässlich der 
gestrigen Diskussion im Hohen 
Haus.  

Ein Ziel des Postulats ist es, 
den heimischen Gewässer-
schutz zu verbessern. Die Frak-
tion der Freien Liste bezieht 
sich dafür auf die von der EU 
geschaffene Wasserrahmen-
richtlinie und ihre Umweltziele, 
die Liechtenstein bis zum 1. Mai 
2021 hätte erreichen sollen. 

Doch diese Deadline konnte 
die Regierung nicht einhalten 
und sie muss eine Fristverlän-
gerung von sechs Jahren bean-
tragen. «Verantwortungsbe-
wusstsein sieht aus meiner 
Sicht anders aus», sagte 
Fausch. Und mit dieser Mei-
nung stand die stellvertretende 
FL-Abgeordnete nicht allein da.  

Regierung argumentiert 
mit fehlenden Ressourcen 
Die Votanten zeigten sich einig, 
dass gutes und sauberes Trink-
wasser das höchste Gut und eine 
der wichtigsten Ressourcen 
Liechtensteins sei. Daher gilt es 
dieses – mit den Worten von 
Günter Vogt (VU) – «nachhaltig 
und ohne Kompromisse zu 
schützen». Als Land des saube-
ren Wassers dürfe sich Liechten-
stein nicht mehr bezeichnen, 
sagte Vogt weiter und erklärte, 
dass bei ihm die Alarmglocken 
bereits schrillen würden. Georg 
Kaufmann von der Freien Liste 
pflichtete seinem Vorredner bei 
und äusserte ebenfalls Kritik an 
der Regierung. Man hätte das 

Thema bislang zu wenig ernst 
genommen, dies würde nicht 
zuletzt die Fristverlängerung 
zeigen. «Die Regierung ist sich 
dem Handlungsbedarf und der 
gesetzlichen Verpflichtung auf-
grund der EU-Wasserrahmen-
richtlinie bewusst», entgegnete 
Umweltministerin Sabine Mo-
nauni. Der erste Zwischenbe-
richt sei nächstes Jahr fällig und 
werde auch entsprechend er-
stellt. Bezüglich der systemati-
schen Untersuchungen der Ge-
wässer rechtfertigte Monauni, 
dass die Ressourcen nun einmal 
begrenzt seien.  

Das Postulat wurde mit 
24  Stimmen an die Regierung 
überwiesen. Einzig Herbert El-
kuch von der DpL sprach sich 
dagegen aus. Er vermutete eine 
andere Absicht: «Mit Panikma-
che und über die Hintertür will 
die FL die Rheinaufweitung vo-
rantreiben.» Eine Aussage, die 
von Manuela Haldner-Schier-
scher (FL) als «abenteuerliche 
These» verneint wurde.  

    
Julia Kaufmann
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«Aktives Wahlalter 16» nun bei Regierung 
Der Landtag behandelte die Petition «Aktives Wahlalter 16». Mit 16 Stimmen überwiesen die Abgeordneten die Petition der Regierung. 

Damian Becker 
 
Mit rund 1100 Stimmen über-
gab die Junge Liste (JL) im Mai 
die Petition «Aktives Wahlalter 
16» Landtagspräsident Albert 
Frick. Und gestern wurden die 
Bemühungen der JL belohnt: Die 
Landtagsabgeordneten über-
wiesen die Petition der Regie-
rung. Die Abgeordneten hatten 
in 14 Wortmeldungen über die 
Pros und Kontras diskutiert. Im 
Grossen und Ganzen wurden 
dieselben Argumente abgehan-
delt, welche die JL und ihre 
Kontrahenten, die Jugendunion 
und die Junge FBP, bereits im 
Vorfeld vorgebracht hatten. 
Diese beinhalteten die politi-
sche Reife von 16- und 17-Jähri-
gen, die Trennung von aktivem 
und passivem Wahlrecht und 
den Nutzen, welche Oppositi-
onsparteien aus der Herabset-
zung des Wahlalters ziehen 
könnten.  

«Wollen die Jugendlichen 
überhaupt wählen?» 
Ein Unterschied zwischen den 
Landtagsabgeordneten und den 
Jungparteien war dennoch spür-
bar, die Jugendparteien – egal ob 
«schwarz», «weiss» oder 
«rot»  – sind in ihrer Meinung 
festgefahrener. So haben sie 
sich während des Schlagab-
tauschs in den Leserbriefspal -
ten und an der Podiumsdiskus-
sion im vergangenen Dezember 
unversöhnlich gezeigt. Die Par-
lamentarier tendierten gestern 
eher auf eine Seite; zeigten sich 
aber flexibler. Die jüngste Land-
tagsabgeordnete Franziska 
Hoop (FBP) sagte: «Was haben 

wir zu verlieren, wenn wir die 
Petition überweisen? Wir erhal-
ten dann Zahlen und Fakten», 
und schien dabei im Sinne der 
meisten ihrer Parlamentskolle-
gen zu sprechen. Auch Johannes 

Kaiser (FBP) schlug in dieselbe 
Kerbe. Es ginge nicht darum, 
das Dafür und Dawider ent-
scheidungsreif in den Raum zu 
stellen, sondern das Ganze auf 
eine Diskussionsebene zu he-

ben. Pascal Ospelt (DpL) sprach 
sich gestern mit einigen kriti-
schen Punkten gegen das Wahl-
alter ab 16 aus, sagte jedoch am 
Ende seines Votums, dass er der 
Überweisung dennoch zustim-

me, «aus Respekt vor der Arbeit 
der Jungen Liste». Ebenso spra-
chen weitere Abgeordnete ihren 
Dank gegenüber der Jungpartei 
der Freien Liste aus.  

Die grosse Unbekannte war 
die Antwort auf die Frage, ob 
sich junge Menschen überhaupt 
das Wahlrecht wünschen. Peter 
Frick (VU), der als Schulsozial-
arbeiter berufsbedingt mit jun-
gen Menschen arbeitet, hätte 
sich bereits im Vorfeld eine re-
präsentative Umfrage unter 16-, 
17- und 18-Jährigen gewünscht. 
«Einige sehen das Wahlrecht als 
Privileg, andere als Bürde», so 
Frick. Er fand auch Kritik an der 
eigentlichen Petition: «Darin 
steht: Der Staat müsse sich be-
mühen, die Jugendlichen für 
den demokratischen Staat zu 
gewinnen. Diese Aussage ist 
nicht passend. Der Staat unter-
nimmt bereits viel.» Nadine 
 Vogelsang (FBP) gab ihre Zu-
stimmung zur Petition, mit der 
Hoffnung, dass eine solche 
 Umfrage durchgeführt werde.  

Einige Abgeordneten spra-
chen ihre Befürchtung aus, dass 
letzten Endes die politische 
 Einstellung der Eltern auf den 
Jugendlichen abfärbt. Kaiser 
stellte für die Zweifler die Idee 
in den Raum, das Wahlrecht 16 
zunächst auf Gemeindeebene 
einzuführen und quasi ein 
 demokratisches Pilotprojekt zu 
starten.  

«Jugendliche wollen ihre 
Zukunft mitbestimmen» 
Welchen Effekt eine Herabset-
zung hätte, wurde unterschied-
lich beantwortet. So sagte Her-
bert Elkuch (DpL), dass die Ju-

gendlichen beispielsweise bei 
einer knappen Landtagswahl, 
wie sie dieses Jahr stattfand, 
das Zünglein an der Waage 
 seien. Wie sein Parteikollege 
stimmte er für die Petitions-
überweisung.  

Zum einen wurde gesagt, 
dass die Stimmen von Jugendli-
chen von Gewicht seien. Und 
auch lautete der Tenor von Be-
fürwortern wie Manuela Hald-
ner-Schierscher (FL), dass junge 
Menschen ihre Zukunft in einer 
überalternden Gesellschaft mit-
bestimmen sollen. Insbesonde-
re würden sie sich für Themen 
wie der Klimawandel und die 
AHV interessieren. Auch sagten 
Unterstützer wie Georg Kauf-
mann (FL): «Was geschähe, 
wenn jungen Menschen das 
Wahlrecht zufiele? Gar nichts.» 
Der leise Widerspruch der Un-
terstützer zwischen gar keinem 
und einem positiven Effekt fiel 
nicht auf.  

Günter Vogt (VU) entgegne-
te der Freien Liste: «Statistiken 
aus anderen Ländern zeigen vor 
allem, dass grüne und linke Par-
teien von einem Wahlalter 16 
profitierten. Den Jugendlichen 
ist die politische Haltung der 
Partei egal. Die Hauptsache ist, 
sie sind in der Opposition.» Se-
bastian Schädler (FBP) unter-
strich hingegen, dass er keine 
Partei unter Verdacht stellen 
möchte, von einer Herunterset-
zung des Wahlalters profitieren 
zu wollen. Dennoch fürchtet er 
sich vor Extrempositionen, die 
Jugendliche einnehmen könn-
ten. «Weil ich aber gegen Ex-
trempositionen bin, stimme ich 
für die Petition.»

Peter Frick (VU) wünscht sich eine repräsentative Umfrage, ob das Wahlalter 16 bei den Jugendlichen ein 

echtes Bedürfnis ist. Bild: Tatjana Schnalzger 

OKP-Staatsbeitrag 
bleibt bei 33 Mio. 
Der Staatsbeitrag an die Kosten 
der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung (OKP) für 
das Jahr 2022 bleibt unverän-
dert bei 33 Millionen Franken.  
Dies hat der Landtag gestern 
einstimmig beschlossen. 

Eine Million Franken als 
Staatsbeitrag bedeutet für 
jeden Versicherten eine etwa 
um 2.50 Franken tiefere OKP-
Prämie pro Monat. In den ver-
gangen Jahren gab es immer 
wieder Diskussionen, um den 
Staatsbeitrag zu erhöhen und 
damit die Versicherten zu ent-
lasten. Doch mehrheitlich wur-
de dieser Schritt mit dem Ver-
weis auf das Giesskannenprin-
zip abgelehnt. 

Einzig die Freie Liste stellte 
gestern – fast schon traditionell 
– den Antrag, den OKP-Staats-
beitrag auf 57 Millionen Fran-
ken zu erhöhen. Auf diesem 
Wert war der Beitrag vor den 
Sparpaketen vor zehn Jahren. 
Eine wirkliche Diskussion über 
eine allfällige Erhöhung gab es 
gestern aber nicht. Einzig FBP-
Fraktionssprecher Daniel Oeh-
ry stellte der Oppositionspartei 
die Frage: «Woher wollen Sie 
diese zusätzlichen 24 Millionen 
nehmen?» Eine wirkliche Ant-
wort erhielt er nicht und der An-
trag auch nur die drei Stimmen 
der Freien Liste selbst. (sap) 

Triesen behält eine  
«vollwertige» Poststelle 
Nur soll diese trotzdem im neuen Einkaufszentrum 
Sonnenplatz untergebracht werden. 

Morgen wird der Landtag über 
den Antrag auf Änderung der 
Beteiligungsstrategie an der 
Liechtensteinischen Post AG 
beraten. Auslöser für diese De-
batte war eine Petition, welche 
verlangte, dass die Post in der 
Gemeinde Triesen weiterhin 
eine «vollwertige» Poststelle 
am bestehenden Standort un-
terhält. Dieser Bitte war der 
Entscheid der Post vorausge-
gangen, die Dienstleistungen 
von der Migros als Postpartner 
im neuen Einkaufszentrum 
Sonnenplatz übernehmen zu 
lassen. In der Sonderlandtags-
sitzung Ende Januar 2021 wur-
de die Petition behandelt. 
Dabei stellte die VU-Fraktion 
den Antrag, dass die Regierung 
eine Änderung der Beteili-
gungsstrategie zu prüfen habe. 
Der Vorschlag: «Für Gemein-
den mit über 4000 Einwoh -
nern ist eine vollumfängliche 
Poststelle zu betreiben.» 

In ihrem Bericht an den 
Landtag kam die Regierung 
zum Schluss, davon abzusehen, 
da eine solche Anpassung «ein 
unverhältnismässiger Eingriff 
in die operative Unabhängig -
keit des Unternehmens» wäre. 

Auch die Schweizerische Post, 
welcher die Liechtensteinische 
Post zu einem Viertel gehört, 
äusserte sich ablehnend. 

Seger: «Sonnenplatz ist der 
optimale Standort» 
Gestern informierte nun der 
Geschäftsführer der Liechten-
steinischen Post AG, Roland Se-
ger, die Landtagsabgeordneten 
per E-Mail, dass sie nun in Trie-
sen doch auf eine «eigenbetrie-
bene Postfiliale» setzen. Dies 
jedoch im neuen Einkaufszen-
trum Sonnenplatz. «Dieser Ent-
scheid wurde getroffen, um den 
Wünschen der Triesner Bevöl-
kerung entgegenzukommen so-
wie auch um Planungssicher-
heit für die Post im Rahmen des 
fortschreitenden Bauprojekts 
herzustellen», schreibt Seger. 
Der neue Standort sei für die 
Post optimal. «Unabhängig von 
diesem Entscheid begrüsst die 
Post die Empfehlung der Regie-
rung, die Beteiligungsstrategie 
in Bezug auf die konkrete Aus-
gestaltung des Filialnetzes 
nicht abzuändern», so der Post-
Geschäftsführer. Nur so könne 
der nötige Handlungsspielraum 
erhalten werden. (sap)


